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20320
20323

Gesetz über die Gewährung einer einmaligen 
 Corona-Sonderzahlung aus Anlass der 

COVID-19-Pandemie für das 
Land Nordrhein-Westfalen und zur Änderung 

des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz über die Gewährung einer einmaligen 
Corona-Sonderzahlung aus Anlass der 

COVID-19-Pandemie für das 
Land Nordrhein-Westfalen und zur Änderung 

des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Vom 25. März 2022

20320

Artikel 1
Gesetz über die Gewährung einer einmaligen 

Corona-Sonderzahlung aus Anlass der 
COVID-19- Pandemie für das 
Land Nordrhein-Westfalen

(Corona-Sonderzahlungsgesetz – Corona-SZG NRW)

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Gewährung einer einmaligen 
Sonderzahlung zur Abmilderung der zusätzlichen Belas-
tung durch die COVID-19-Pandemie (Corona-Sonder-
zahlung) für die

1.  Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemein-
den, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

2.  Richterinnen und Richter des Landes und

3.  Empfängerinnen und Empfänger von Unterhaltsbei-
hilfen aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Aus-
bildungsverhältnisses als Justizsekretäranwärterin, 
Justizsekretäranwärter, Fachlehrerin in Ausbildung, 
Fachlehrer in Ausbildung, Forstinspektoranwärterin, 
Forstinspektoranwärter, Forstreferendarin, Forstrefe-
rendar, Rechtsreferendarin oder Rechtsreferendar des 
Landes.

Ausgenommen sind Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte, 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter sowie entpfl ich-
tete Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. Maß-
geblicher Zeitpunkt für die Bestimmung des Geltungs-
bereichs ist der 29. November 2021.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2
Voraussetzungen für die Entstehung des Anspruchs

(1) Berechtigte nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 
2 (Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter) erhal-
ten eine Corona-Sonderzahlung, wenn

1.  das Dienstverhältnis am 29. November 2021 bestan-
den hat und 

2.  sie in der Zeit vom 1. Januar 2021 bis zum 29. Novem-
ber 2021 mindestens an einem Tag Anspruch auf Be-
soldung aus diesem Dienstverhältnis hatten.

(2) Berechtigte nach §  1 Absatz  1 Satz  1 Nummer  3 
(Empfängerinnen und Empfänger von Unterhaltsbeihil-
fen) erhalten eine Corona-Sonderzahlung, wenn 

1.  das öffentlich-rechtliche Ausbildungsverhältnis am 
29. November 2021 bestanden hat und

2.  sie in der Zeit vom 1. Januar 2021 bis zum 29. Novem-
ber 2021 mindestens an einem Tag Anspruch auf Un-
terhaltsbeihilfe aus diesem öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnis hatten.

(3) Der Anspruch auf Gewährung der Corona-Sonder-
zahlung richtet sich gegen den Dienstherrn, gegen den 
die oder der Berechtigte zum Stichtag 29. November 
2021 Anspruch auf Besoldung oder Unterhaltsbeihilfe 
hatte. Soweit am genannten Stichtag kein Anspruch auf 
Besoldung oder Unterhaltsbeihilfe bestand, richtet sich 
der Anspruch abweichend von Satz 1 gegen den Dienst-
herrn, gegen den die oder der Berechtigte im Zeitraum 
vom 1. Januar 2021 bis zum 29. November 2021 zuletzt 
Anspruch auf Besoldung oder Unterhaltsbeihilfe hatte.

§ 3
Höhe der Corona-Sonderzahlung

Die Höhe der Corona-Sonderzahlung beträgt 

1.  für Berechtigte nach §  1 Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 
und 2 mit Anspruch auf Dienstbezüge nach §  1 Ab-
satz  4 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in der jeweils gel-
tenden Fassung 1 300 Euro,

2.  für Berechtigte nach §  1 Absatz  1 Satz  1 Nummer  1 
mit Anspruch auf Anwärterbezüge nach § 1 Absatz 5 
Nummer  1 des Landesbesoldungsgesetzes 650  Euro 
und

3.  für Berechtigte nach §  1 Absatz  1 Satz  1 Nummer  3 
mit Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe 650 Euro.

§ 4
Beschäftigung mit reduzierter 

Arbeitszeit und begrenzte Dienstfähigkeit

(1) In Fällen der Teilzeitbeschäftigung vermindert sich 
die Höhe der Corona-Sonderzahlung entsprechend §  8 
Absatz 1 des Landesbesoldungsgesetzes. Maßgebend sind 
jeweils die Verhältnisse am 29. November 2021. Bestand 
an diesem Tag kein Anspruch auf Dienstbezüge, Anwär-
terbezüge oder Unterhaltsbeihilfe, so sind stattdessen 
die Verhältnisse desjenigen Tages maßgebend, an dem die 
oder der Berechtigte im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis 
zum 29. November 2021 zuletzt einen solchen Anspruch 
hatte.

(2) Bei begrenzter Dienstfähigkeit im Sinne des § 27 des 
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl.  I 
S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung richtet sich die 
Höhe der Corona-Sonderzahlung nach § 9 Absatz 1 des 
Landesbesoldungsgesetzes. Absatz  1 Satz  2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(3) In den Fällen des Absatz 1 und 2 ist § 3 Absatz 6 des 
Landesbesoldungsgesetzes entsprechend anzuwenden.

(4) Die Corona-Sonderzahlung bleibt bei der Berech-
nung des Zuschlags nach §  70 des Landesbesoldungs-
gesetzes unberücksichtigt.

§ 5
Konkurrenzregelungen

(1) Die Corona-Sonderzahlung wird den Berechtigten 
nur einmal gewährt. Dies gilt auch bei gleichzeitigem 
Vorliegen mehrerer besoldeter Hauptämter im Sinne des 
§  5 des Landesbesoldungsgesetzes. §  4 Absatz  1 Satz  2 
und 3 gilt entsprechend.

(2) Die Corona-Sonderzahlung bleibt bei der Berech-
nung sonstiger Bezüge oder sonstiger Leistungen unbe-
rücksichtigt.

§ 6
Auszahlung

Die Corona-Sonderzahlung ist den Berechtigten spätes-
tens bis zum 31. März 2022 auszuzahlen. Erfolgt die Aus-
zahlung nicht bis zu dem genannten Datum, sind die Be-
träge an die Berechtigten in der jeweils zustehenden 
Höhe netto zu leisten.

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.
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20323

Artikel 2
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 93a folgende Angabe eingefügt:

  „§ 93b  Übergangsvorschrift zur Anrechnung von 
Leistungen nach §  3 Nummer  11a des Einkommen-
steuergesetzes“

2.  Nach § 93a wird folgender § 93b eingefügt:

  „§ 93b
Übergangsvorschrift zur Anrechnung von Leistungen 
nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes

  Leistungen, die ab dem 1. Januar 2022 nach § 3 Num-
mer  11a des Einkommensteuergesetzes steuerfrei ge-
währt werden, gelten bei der Anwendung von Anrech-
nungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften nicht als 
Erwerbseinkommen. Satz 1 gilt entsprechend für Leis-
tungen im Sinne des § 6 Satz 2 des Corona-Sonderzah-
lungsgesetzes vom 25. März 2022 (GV. NRW. S. 376).“ 

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel  2 tritt mit Wir-
kung vom 1. Januar 2022 in Kraft.

Düsseldorf, den 25. März 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister des Innern
Zugleich für den Minister der Justiz sowie 

Für die Ministerin für Verkehr und 
Für den Minister für Bundes- und 

 Europaangelegenheiten sowie Internationales 

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Zugleich für den Minister der Finanzen

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Zugleich für den Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales sowie
Für die Ministerin für Heimat, 

Kommunales, Bau und Gleichstellung

Ursula  H e i n e n - E s s e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2022 S. 376

203011
20320
20321
20323

Gesetz
zur Anpassung der Dienst- und 

Versorgungsbezüge 2022 sowie zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

im Land Nordrhein-Westfalen
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Anpassung der Dienst- und 

Versorgungsbezüge 2022 sowie zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

im Land Nordrhein-Westfalen

Vom 25. März 2022

20320

Artikel 1
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S 642), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1075) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.  In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu § 17 die 

Angabe „2021“ durch die Angabe „2022“ ersetzt.
2.  § 17 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift wird die Angabe „2021“ durch 

die Angabe „2022“ ersetzt.
 b)  In Absatz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 

die Angabe „1. Januar 2021“ durch die Angabe 
„1.  Dezember 2022“ und die Angabe „1,4“ durch 
die Angabe „2,8“ ersetzt.

3.  Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:
 a)  Die Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe A  13“ 

wird wie folgt geändert:
  aa)  Nach den Wörtern „Konrektorin, Konrektor“ 

werden die Wörter „einer Grundschule“ durch 
die Wörter „einer Grund- oder Hauptschule“ 
ersetzt und die Wörter „– einer Hauptschule mit 
mehr als 180 Schülerinnen und Schülern – 4)“ 
gestrichen. 

  bb)  Nach den Wörtern „Kustodin, Kustos“ wird 
das Wort „Lehrerin,“ gestrichen.

  cc)  Vor dem Wort „Lehrer“ wird das Wort „Lehre-
rin,“ eingefügt.

  dd)  Nach den Wörtern „ R ä t i n ,  R a t  9 )  1 0 )  1 1 )“ 
werden die Wörter „Realschulkonrektorin, Re-
alschulkonrektor – einer Realschule mit bis zu 
180 Schülerinnen und Schülern – 4)“ eingefügt.

 b)  In der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe A 16“ 
werden nach den Wörtern „Dekanin, Dekan 2)“ die 
Wörter „Direktorin, Direktor der Zentralstelle der 
Länder für Gesundheitsschutz bei Medizinproduk-
ten“ gestrichen. 

4.  Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 3“ 

werden nach den Wörtern „Direktorin, Direktor 
des Landeskriminalamts“ die Wörter „Direktorin, 
Direktor der Zentralstelle der Länder für Gesund-
heitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinproduk-
ten“ eingefügt.

 b)  In der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 5“ 
werden nach den Wörtern „Präsidentin, Präsident 
des Hauses der Geschichte Nordrhein-Westfalen“ 
die Wörter „Präsidentin, Präsident des Landesbe-
triebs Information und Technik“ gestrichen.

 c)  In der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 6“ 
werden nach den Wörtern „als Leitung einer 
Hauptabteilung – 3)“ die Wörter „Präsidentin, Prä-
sident des Landesbetriebs Information und Tech-
nik“ eingefügt. 
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5.  In der Anlage 3 wird die Gliederungseinheit „Besol-
dungsgruppe R 9“ gestrichen.

6.  Die Anlagen 6 bis 16 erhalten die aus den Anhängen 1 
bis 11 zu diesem Gesetz ersichtlichen Fassungen.

20323

Artikel 2
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 25. März 2022 (GV. NRW. S. 376) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 58 Absatz 1 Satz 6 wird die Angabe „7,38“ durch 
die Angabe „7,59“ ersetzt.

2.  In § 84 Absatz 3 werden die Angabe „1. Januar 2021“ 
durch die Angabe „1. Dezember 2022“, die Angabe 
„68,88“ durch die Angabe „70,81“ und die Angabe 
„68,07“ durch die Angabe „69,98“ ersetzt.

3.  Die Anlage erhält die aus dem Anhang 12 zu diesem 
Gesetz ersichtliche Fassung.

20321

Artikel 3
Änderung der Verordnung über die Gewährung 

einer monatlichen Unterhaltsbeihilfe an 
 Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare

In § 1 Absatz 1 Satz 3 der Verordnung über die Gewäh-
rung einer monatlichen Unterhaltsbeihilfe an Rechts-
referendarinnen und Rechtsreferendare vom 31. Oktober 
2014 (GV. NRW. S.  716), die zuletzt durch Artikel  2 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2021 (GV. NRW. S.  1475) 
 geändert worden ist, wird die Angabe „1 325,17“ durch 
die Angabe „1 375,17“ ersetzt.

203011

Artikel 4
Änderung der Ausbildungsordnung Justizdienst 1.2 

im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis

In §  3 Absatz  1 Satz  2 der Ausbildungsordnung Justiz-
dienst 1.2 im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver-
hältnis vom 27. April 2018 (GV. NRW. S.  212), die zu-
letzt  durch Artikel  10 des Gesetzes vom 12. Juli 2019 
(GV. NRW. S. 378) geändert worden ist, wird die Angabe 
„2 382,32“ durch die Angabe „2 432,32“ ersetzt.

203011

Artikel 5
Änderung der Ausbildungsordnung für den 

 Gerichtsvollzieherdienst im öffentlich-rechtlichen 
 Ausbildungsverhältnis

In § 5 Absatz 1 Satz 2 der Ausbildungsordnung für den 
Gerichtsvollzieherdienst im öffentlich-rechtlichen Aus-
bildungsverhältnis vom 12. Juli 2021 (GV. NRW. S.  920) 
wird die Angabe „2 382,32“ durch die Angabe „2 432,32“ 
ersetzt.

20320

Artikel 6
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung

Die Erschwerniszulagenverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl.  I 
S.  3497), die zuletzt durch Verordnung vom 2. Februar 
2021 (GV. NRW. S.  189) geändert worden ist, in Verbin-
dung mit §  92 Absatz  1 Nummer  2 des Landesbesol-
dungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.  In §  4 Absatz  1 Nummer  1 wird die Angabe „3,63“ 

durch die Angabe „3,73“ ersetzt.

2.  In §  17 wird die Angabe „1,73“ durch die Angabe 
„1,78“ ersetzt.

3.  § 20 wird wie folgt geändert:
 a)  In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-

fügt:
   „Bei Beamten, die in Universitätskliniken und 

Krankenhäusern eingesetzt sind, beträgt die Wech-
selschichtzulage 146,23 Euro monatlich.“

 b)  In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt:

   „Bei Beamten, die in Universitätskliniken und 
Krankenhäusern eingesetzt sind, beträgt die 
Schichtzulage in den Fällen des Satzes 1 Buch-
stabe a 87,75 Euro monatlich, in den Fällen des 
Satzes 1 Buchstabe b 65,80 Euro monatlich und in 
den Fällen des Satzes 1 Buchstabe c 51,18 Euro 
monatlich.“

4.  In § 21 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „eine Zu-
lage von monatlich 46,02 Euro“ durch die Wörter „in 
den Fällen der Nummern 1 und 7 eine Zulage in Höhe 
von monatlich 76,85 Euro und im Übrigen in Höhe 
von monatlich 46,02 Euro“ ersetzt.

Artikel 7
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
am 1. Dezember 2022 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 3, Nummer 4 und Nummer 5 tre-
ten am 1 Mai 2022 in Kraft. 

(3) Artikel 6 Nummer 3 und Nummer 4 treten mit Wir-
kung vom 1. Januar 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den 25. März 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Justiz sowie 

Für die Ministerin für Verkehr und 

Für den Minister für Bundes- und 
 Europaangelegenheiten sowie Internationales 

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Zugleich für den Minister der Finanzen 

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne  G e b a u e r

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Zugleich für den Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales sowie

Für die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ursula  H e i n e n - E s s e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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2030
20320
20323

Gesetz
zur Anpassung der Alimentation 

von Familien sowie zur Änderung weiterer 
dienstrechtlicher Vorschriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Anpassung der Alimentation 

von Familien sowie zur Änderung weiterer 
dienstrechtlicher Vorschriften

Vom 25. März 2022

20320

Artikel 1
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. März 2022 (GV. NRW. S. 377) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach der Angabe zu §  71a wird folgende Angabe 
eingefügt:

   „§ 71b Regionaler Ergänzungszuschlag“.

 b)  Der Angabe zu Anlage 17 wird folgende Angabe 
angefügt:

   „Anlage 18: Regionaler Ergänzungszuschlag“.

2.  § 47 wird wie folgt geändert:

 a)  Buchstabe a wird durch die folgenden Buchsta-
ben a und b ersetzt:

   „a)  Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-
gruppe  1 mit dem Einstiegsamt der Besol-
dungsgruppe A 5,

  b)  Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-
gruppe  1 mit dem Einstiegsamt der Besol-
dungsgruppen A 6, A 7 oder A 8

   aa)  in den Besoldungsgruppen A 6 bis A 8,

   bb)  in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10,“.

 b)  Die bisherigen Buchstaben b und c werden die 
Buchstaben c und d.

3.  Nach § 71a wird folgender § 71b eingefügt:

  „§ 71b
Regionaler Ergänzungszuschlag

  (1) Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern 
wird im Zeitraum vom 1. Januar 2022 bis zum 30. No-
vember 2022 für Zeiten, in denen ihnen ein Anspruch 
auf Familienzuschlag der Stufen 2 oder 3 nach §  42 
oder auf den Unterschiedsbetrag für ein oder zwei be-
rücksichtigungsfähige Kinder nach § 43 Absatz 3 zu-
steht, ein regionaler Ergänzungszuschlag nach der 
Anlage 18 zu diesem Gesetz gewährt. Der Ergän-
zungszuschlag wird mit den Bezügen für den Monat 
Dezember 2022 zur Auszahlung gebracht. Seine Höhe 
richtet sich nach der Stufe des Familienzuschlags, die 
den Familienverhältnissen der Beamtin, des Beamten, 
der Richterin oder des Richters entspricht und nach 
der Mietenstufe, der die Gemeinde, in der die Beam-
tin, der Beamte, die Richterin oder Richter mit Haupt-
wohnsitz gemeldet ist, zugeordnet ist nach § 38 Num-
mer 2 des Wohngeldgesetzes vom 24. September 2008 
(BGBl.  I S.  1856 in Verbindung mit der Anlage zur 
Wohngeldverordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Oktober 2001 (BGBl.  I S.  2722) in 
der jeweils geltenden Fassung.

  (2) Ist die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder 
der Richter nicht mit Hauptwohnsitz im Inland ge-
meldet, ist für die Bemessung des Ergänzungszu-
schlags die Mietenstufe maßgeblich, der die Gemeinde 

am dienstlichen Wohnsitz (§  18) der Beamtin, des 
Beamten, der Richterin oder des Richters zugeordnet 
ist. Verfügt die Beamtin, der Beamte, die Richterin 
oder der Richter über keinen dienstlichen Wohnsitz im 
Inland, tritt an die Stelle des dienstlichen Wohnsitzes 
der Dienstsitz der obersten Dienstbehörde der Beam-
tin, des Beamten, der Richterin oder des Richters. 

  (3) Für die Bestimmung der Mietenstufe nach Ab-
satz  1 oder Absatz  2 sind die jeweiligen Verhältnisse 
am Ersten eines Monats maßgeblich. 

  (4) Sind im Zeitraum vom 1. Januar 2022 bis zum 
30. November 2022 verschiedene Mietenstufen für die 
Bestimmung der Höhe des regionalen Ergänzungszu-
schlags maßgeblich, kann die nach §  85 zuständige 
Behörde bei der Festsetzung des regionalen Ergän-
zungszuschlags für den gesamten Zeitraum den 
Wohnsitz nach Absatz  1 oder 2 zum Zeitpunkt der 
Feststellung des Wohnsitzes zugrunde legen. Auf An-
trag der oder des Anspruchsberechtigten erfolgt die 
Festsetzung des regionalen Ergänzungszuschlags nach 
der jeweiligen Mietenstufe gemäß Absatz  3. Die An-
tragstellerin oder der Antragssteller hat die erforder-
lichen Nachweise beizubringen. 

  (5) Die oder der Anspruchsberechtige ist verpfl ichtet, 
bei der Feststellung des für die Bestimmung der Mie-
tenstufe jeweils maßgeblichen Wohnsitzes mitzuwir-
ken. Die nach § 85 zuständigen Behörden werden er-
mächtigt, zum Zwecke der Festsetzung des regionalen 
Ergänzungszuschlags folgende Daten bei den Melde-
behörden abzufragen:

 1.  Familienname,

 2.  frühere Namen,

 3.  Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchli-
chen Vornamens, 

 4.  Geburtsdatum und -ort,

 5.  derzeitige Anschriften oder Wegzugsanschrift, ge-
kennzeichnet nach Haupt- oder Nebenwohnung,

 6.  Tag des Ein- und Auszugs,

 7.  Amtlicher Gemeindeschlüssel.

  Die Abfrage darf auch in Form eines Datenabgleichs 
aus Anlass der erstmaligen Festsetzung des regionalen 
Ergänzungszuschlags sowie zum Zwecke der Über-
prüfung der Voraussetzungen des regionalen Ergän-
zungszuschlags erfolgen. Bei dem Datenabruf sind 
Anlass und Zweck der Abfrage, das Aktenzeichen, der 
Datenempfänger sowie die abgefragten Daten anzu-
geben. Das für Finanzen zuständige Ministerium kann 
das Nähere durch Rechtsverordnung regeln.“

4.  In der Anlage 1 werden die Gliederungseinheiten 
„Besoldungsgruppe A 5“, „Besoldungsgruppe A 6“ 
und „Besoldungsgruppe A 7“ wie folgt gefasst:

 „Besoldungsgruppe A 5

 Justizoberwachtmeisterin, Justizoberwachtmeister 1)

 Oberamtsmeisterin, 

 Oberamtsmeister 1)

 1)  Erhält eine Amtszulage nach Anlage 14.

  Besoldungsgruppe A 6

  Justizhauptwachtmeisterin, Justizhauptwachtmeister 1)

  Landgestüthauptwärterin, Landgestüthauptwärter

 Obersattelmeisterin, Obersattelmeister 2)

 Sekretärin, Sekretär 3) 4)

 Werkmeisterin, Werkmeister

 1)  Erhält eine Amtszulage nach Anlage 14.
 2)  Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 7.
 3)  Als Einstiegsamt für Laufbahnen der Laufbahn-

gruppe 1, zweites Einstiegsamt sowie als Beförde-
rungsamt für Laufbahnen der Laufbahngruppe 1, 
erstes Einstiegsamt.

 4)  Erhält im Beförderungsamt für Laufbahnen der 
Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt eine Amts-
zulage nach Anlage 14.“
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 Besoldungsgruppe A 7

 Brandmeisterin, Brandmeister 1)

  Erste Justizhauptwachtmeisterin, Erster Justizhaupt-
wachtmeister 2)

 Krankenschwester, Krankenpfl eger 1)

 Obersattelmeisterin, Obersattelmeister 3)

 Obersekretärin, Obersekretär 4) 5)

 Oberwerkmeisterin, Oberwerkmeister 6) 7)

 Stationsschwester, Stationspfl eger 8)

 1)  Als Einstiegsamt.
 2)   Als Beförderungsamt der Laufbahngruppe 1, erstes 

Einstiegsamt für die Laufbahn des Justizwacht-
meisterdienstes. Erhält eine Amtszulage nach An-
lage 14. 

 3)  Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6.
 4)   Auch als Einstiegsamt für Laufbahnen der Lauf-

bahngruppe 1, zweites Einstiegsamt der techni-
schen Dienste.

 5)  Als Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1, zweites 
Einstiegsamt für die Laufbahn des allgemeinen 
Vollzugsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten. 
Auch als Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1, 
zweites Einstiegsamt für die Laufbahn des allge-
meinen Vollzugsdienstes in besonderen Abschie-
bungshafteinrichtungen.

 6)  Auch als Einstiegsamt.
 7)  Als Einstiegsamt für die Laufbahn des Werkdiens-

tes bei den Justizvollzugsanstalten.
 8)  Erhält eine Amtszulage nach Anlage 14.“

5.  Die Anlagen 6, 14 und 16 erhalten die aus den Anhän-
gen 1 bis 3 zu diesem Gesetz ersichtlichen Fassungen.

6.  Der Anlage 17 wird die Anlage 18 aus dem Anhang 4 
zu diesem Gesetz angefügt.

20323

Artikel 2
Änderung des 

Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 25. März 2022 (GV. NRW. S. 377) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 93b folgende Angabe eingefügt:

  „§ 93c Regionaler Ergänzungszuschlag“

2.  Nach § 93b wird folgender § 93c eingefügt:

  „§ 93c
Regionaler Ergänzungszuschlag

  (1) Versorgungsberechtigten wird im Zeitraum vom 
1. Januar 2022 bis zum 30. November 2022 für Zeiten, 
in denen ihnen ein Anspruch auf Familienzuschlag 
der Stufen 2 oder 3 nach § 58 Absatz 1 in Verbindung 
mit § 42 des Landesbesoldungsgesetzes oder auf den 
Unterschiedsbetrag für ein oder zwei berücksichti-
gungsfähige Kinder nach § 58 in Verbindung mit § 43 
Absatz  3 des Landesbesoldungsgesetzes zusteht, ein 
re gionaler Ergänzungszuschlag nach der Anlage 18 
des Landesbesoldungsgesetzes gewährt. §  71b des 
Landesbesoldungsgesetzes gilt entsprechend, soweit 
nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist. 

  (2) Ist die oder der Versorgungsberechtigte nicht mit 
Hauptwohnsitz im Inland gemeldet, ist für die Bemes-
sung des Ergänzungszuschlags die Mietenstufe maß-
geblich, der die Gemeinde am Dienstsitz der obersten 
Dienstbehörde der oder des Versorgungsberechtigten 
nach §  38 Nummer  2 des Wohngeldgesetzes vom 
24.  September 2008 (BGBl.  I S.  1856 in Verbindung 
mit der Anlage zur Wohngeldverordnung in der 
 Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2001 

(BGBl. I S. 2722) in der jeweils geltenden Fassung zu-
geordnet wird.

  (3) Die oder der Versorgungsberechtigte ist verpfl ich-
tet, bei der Feststellung des für die Bestimmung der 
Mietenstufe jeweils maßgeblichen Wohnsitzes mitzu-
wirken. Die nach § 57 für die Festsetzung der Versor-
gung zuständigen Behörden werden ermächtigt, zum 
Zwecke der Festsetzung des regionalen Ergänzungs-
zuschlags folgende Daten bei den Meldebehörden ab-
zufragen:

 1.  Familienname,

 2.  frühere Namen,

 3.  Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchli-
chen Vornamens, 

 4.  Geburtsdatum und -ort,

 5.  derzeitige Anschriften oder Wegzugsanschrift, ge-
kennzeichnet nach Haupt- oder Nebenwohnung,

 6.  Tag des Ein- und Auszugs,

 7.  Amtlicher Gemeindeschlüssel.

  Die Abfrage darf auch in Form eines Datenabgleichs 
aus Anlass der erstmaligen Festsetzung des regionalen 
Ergänzungszuschlags sowie zum Zwecke der Über-
prüfung der Voraussetzungen des regionalen Ergän-
zungszuschlags erfolgen. Bei dem Datenabruf sind 
Anlass und Zweck der Abfrage, das Aktenzeichen, der 
Datenempfänger sowie die abgefragten Daten anzu-
geben. Das für Finanzen zuständige Ministerium kann 
das Nähere durch Rechtsverordnung regeln.“

20320

Artikel 3
Gesetz zur Überleitung von Beamtinnen und Beamten 

der Besoldungsgruppen A 5 bis A 10

§ 1
Überleitung von Beamtinnen und Beamten 
der Besoldungsgruppen A 5 bis A 10 in die 

Einstiegserfahrungsstufen der Grundgehaltstabelle

(1) Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen A 5 
bis A 10, die am Tag vor dem Inkrafttreten des Artikels 1 
der ersten oder zweiten Erfahrungsstufe der Grund-
gehaltstabelle zur Landesbesoldungsordnung A (An-
lage 6) des Landesbesoldungsgesetzes zugeordnet waren, 
werden in die erste mit einem Grundgehaltsbetrag aus-
gewiesene Erfahrungsstufe der entsprechenden Besol-
dungsgruppe übergeleitet.

(2) Ausgehend vom Zeitpunkt der Überleitung nach Ab-
satz 1 beginnt der Aufstieg in der Erfahrungsstufe nach 
§  29 Absatz  2 Satz  3 und §  29 Absatz  3 Satz  1 des 
 Landesbesoldungsgesetzes. Im Übrigen bleibt §  29 des 
Landesbesoldungsgesetzes unberührt.

(3) Absatz  1 gilt entsprechend für Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfänger.

§ 2
Überleitung von Beamtinnen und Beamten 

der Besoldungsgruppe A 5 in Ämter
der Besoldungsgruppe A 5 mit Amtszulage

Beamtinnen und Beamte 

1.  mit dem Amt „Justizoberwachtmeisterin, Justizober-
wachtmeister 3)“ der Besoldungsgruppe A 5 (mit 
Amtszulage) der Landesbesoldungsordnung A des 
Landesbesoldungsgesetzes werden in das Amt „Jus-
tizoberwachtmeisterin, Justizoberwachtmeister 1)“ der 
Besoldungsgruppe A 5 (mit Amtszulage) der Landes-
besoldungsordnung A des Landesbesoldungsgesetzes,

2.  mit dem Amt „ O b e r a m t s m e i s t e r i n ,  O b e r-
a m t s m e i s t e r 2 )“  der Besoldungsgruppe A 5 der 
Landesbesoldungsordnung A des Landesbesoldungs-
gesetzes werden in das Amt „ O b e r a m t s m e i s t e -
r i n ,  O b e r a m t s m e i s t e r 1 )“  der Besoldungs-
gruppe A 5 (mit Amtszulage) der Landesbesoldungs-
ordnung A des Landesbesoldungsgesetzes,
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3.  mit dem Amt „Oberamtsmeisterin, Oberamtsmeister2) 4)“ 
der Besoldungsgruppe A 5 (mit Amtszulage) der Lan-
desbesoldungsordnung A des Landesbesoldungsgesetzes 
werden in das Amt „ O b e r a m t s m e i s t e r i n ,  O b e r-
a m t s m e i s t e r 1 )“  der Besoldungsgruppe A  5 (mit 
Amtszulage) der Landesbesoldungsordnung A des Lan-
desbesoldungsgesetzes 

  übergeleitet und in eine entsprechende Planstelle ein-
gewiesen.

§ 3
Überleitung von Beamtinnen und Beamten 

der Besoldungsgruppe A 6 in Ämter der 
 Besoldungsgruppe A 6 mit Amtszulage

Beamtinnen und Beamte 

1.  mit dem Amt „Justizhauptwachtmeisterin, Justiz-
hauptwachtmeister 2)“ der Besoldungsgruppe A 6 (mit 
Amtszulage) der Landesbesoldungsordnung A des 
Landesbesoldungsgesetzes werden in das Amt „Jus-
tizhauptwachtmeisterin, Justizhauptwachtmeister 1)“ 
der Besoldungsgruppe A 6 (mit Amtszulage) der Lan-
desbesoldungsordnung A des Landesbesoldungsgeset-
zes,

2.  mit dem Amt „ S e k r e t ä r i n ,  S e k r e t ä r 5 )  6 )“  der 
Besoldungsgruppe A 6 der Landesbesoldungsordnung 
A des Landesbesoldungsgesetzes werden in das Amt 
„ S e k r e t ä r i n ,  S e k r e t ä r 3 )  4 )“  der Besoldungs-
gruppe A 6 (mit Amtszulage) der Landesbesoldungs-
ordnung A des Landesbesoldungsgesetzes

  übergeleitet und in eine entsprechende Planstelle ein-
gewiesen.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in 
Kraft. Es tritt am 31. Dezember 2024 außer Kraft.

2030

Artikel 4
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Dem §  75 Absatz  6 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt 
durch Artikel  2 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 231) geändert worden ist, werden folgende 
Sätze angefügt:

„Soweit eine Kostendämpfungspauschale nach Satz  1 
nicht erhoben wird, kann Beihilfeberechtigten der Besol-
dungsgruppen A 5 und A 6 ein monatlicher Zuschuss zu 
den Beiträgen für die Krankenversicherung gezahlt wer-
den. Das Nähere regelt das für Finanzen zuständige Mi-
nisterium durch Rechtsverordnung.“

20320

Artikel 5
Änderung der Beihilfenverordnung NRW

Auf Grund des §  75 Absatz  10 des Landesbeamtenge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), 
der durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 
(GV. NRW. S. 1367) geändert worden ist, wird verordnet:

Die Beihilfenverordnung NRW vom 5. November 2009 
(GV. NRW. S.  602), die zuletzt durch Verordnung vom 1. 
Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1446) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  § 12a wird wie folgt gefasst:

  „§ 12a
 Kostendämpfungspauschale

  Eine Kostendämpfungspauschale nach § 75 Absatz 6 
Satz 1 des Landesbeamtengesetzes wird ab dem Ka-
lenderjahr 2022 nicht mehr erhoben. Die von der Kos-
tendämpfungspauschale in der bis zum 31. Dezember 
2021 geltenden Fassung ausgenommenen Beihilfebe-
rechtigten der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 erhal-
ten einen Zuschuss zu den Beiträgen für die Kranken-

versicherung nach § 75 Absatz 6 Satz 2 des Landesbe-
amtengesetzes in Höhe von monatlich 12,50 Euro.“

2.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

   „Die Eigenbehalte nach §  4 Absatz  1 Nummer  2 
Satz 1 Buchstabe b und Satz 3 sowie § 4 Absatz 2 
Buchstabe c sind nur in Höhe des Beihilfebemes-
sungssatzes nach § 12 zu berücksichtigen.“

 b)  In Absatz  2 Satz  2 werden die Wörter „und Kos-
tendämpfungspauschale“ gestrichen. 

3.  Dem § 17a wird folgender Absatz 14 angefügt:

  „(14) Die Regelung des Artikels 5 Nummer  1 Satz  1 
des Gesetzes zur Anpassung der Alimentation von Fa-
milien sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften vom 25. März 2022 (GV. NRW. S. 388) gilt 
für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 2021 
in Rechnung gestellt werden. §  12a in der bis zum 
31.  Dezember 2021 geltenden Fassung gilt weiterhin 
für Aufwendungen, die vor dem 1. Januar 2022 in 
Rechnung gestellt wurden. Die Regelung des Artikels 
5 Nummer  1 Satz  2 des  Gesetzes zur Anpassung der 
Alimentation von Familien sowie zur Änderung weite-
rer dienstrechtlicher Vorschriften gilt für Zuschüsse 
zu Beiträgen, mit denen Krankenversicherungen für 
Zeiträume nach dem 31. Dezember 2021 fi nanziert 
werden. Die Regelungen des Artikels 5 Nummer 2 des 
Gesetzes zur Anpassung der Alimentation von Fami-
lien sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften gelten für  Aufwendungen, die nach dem 
31. Dezember 2021 entstehen.“

20320

Artikel 6
Weitere Änderung des 

Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S.  310, ber. S.  642), das zuletzt durch Artikel  1 
 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu § 71b 
und zur Anlage 18 gestrichen.

2.  § 42 wird wie folgt gefasst:

  „§ 42
 Grundlage des Familienzuschlags

  (1) Der Familienzuschlag wird nach der Anlage 13 zu 
diesem Gesetz gewährt. Seine Höhe richtet sich 

 1.  nach der Besoldungsgruppe, 

 2.  nach der Stufe, die den Familienverhältnissen der 
Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des 
Richters entspricht und

 3.  nach der Mietenstufe, der die Gemeinde, in der die 
Beamtin, der Beamte, die Richterin oder Richter 
mit Hauptwohnsitz gemeldet ist, zugeordnet ist ge-
mäß §  38 Nummer  2 des Wohngeldgesetzes vom 
24.  September 2008 (BGBl.  I S.  1856) in Verbin-
dung mit der Anlage zur Wohngeldverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 
2001 (BGBl. I S. 2722) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

  (2) Ist die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder 
der Richter nicht mit Hauptwohnsitz im Inland ge-
meldet, ist für die Bemessung des Familienzuschlags 
die Mietenstufe maßgeblich, der die Gemeinde am 
dienstlichen Wohnsitz (§ 18) der Beamtin, des Beam-
ten, der Richterin oder des Richters zugeordnet ist. 
Verfügt die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder 
Richter über keinen dienstlichen Wohnsitz im Inland, 
tritt an die Stelle des dienstlichen Wohnsitzes der 
Dienstsitz der obersten Dienstbehörde der Beamtin, 
des Beamten, der Richterin oder des Richters. 

  (3) Für die Bestimmung der Mietenstufe nach Ab-
satz  1 oder Absatz  2 sind die jeweiligen Verhältnisse 
am Ersten eines Monats maßgeblich.
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  (4) Die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder der 
Richter ist verpfl ichtet, bei der Feststellung des für die 
Bestimmung der Mietenstufe jeweils maßgeblichen 
Wohnsitzes mitzuwirken. Die nach §  85 zuständigen 
Behörden werden ermächtigt zum Zwecke der Fest-
setzung des Familienzuschlags folgende Daten bei den 
Meldebehörden abzufragen:

 1.  Familienname,

 2.  frühere Namen,

 3.  Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchli-
chen Vornamens, 

 4.  Geburtsdatum und -ort,

 5.  derzeitige Anschriften oder Wegzugsanschrift, ge-
kennzeichnet nach Haupt- oder Nebenwohnung,

 6.  Tag des Ein- und Auszugs,

 7.  Amtlicher Gemeindeschlüssel.

  Die Abfrage darf auch in Form eines Datenabgleichs 
aus Anlass der erstmaligen Festsetzung des Familien-
zuschlags sowie zum Zwecke der Überprüfung der 
Vor aussetzungen des Familienzuschlags erfolgen. Bei 
dem Datenabruf sind Anlass und Zweck der Abfrage, 
das Aktenzeichen, der Datenempfänger sowie die ab-
gefragten Daten anzugeben. Das für Finanzen zustän-
dige Ministerium kann das Nähere durch Rechtsver-
ordnung regeln.

  (5) Für Anwärterinnen und Anwärter (§ 74 Absatz 1) 
ist für die Bemessung der Höhe des Familienzuschlags 
nach Absatz  1 die Besoldungsgruppe des Einstiegs-
amtes maßgebend, in das sie nach Abschluss des Vor-
bereitungsdienstes unmittelbar eintreten.“

3.  § 71b wird aufgehoben.

4.  Die Anlagen 6, 13, 14 und 16 erhalten die aus den An-
hängen 5 bis 8 zu diesem Gesetz ersichtlichen Fassun-
gen.

5.  Anlage 18 wird aufgehoben.

20323

Artikel 7
Weitere Änderung des 

Landesbeamtenversorgungsgesetzes

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 2 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 93c ge-
strichen.

2.  § 58 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt:

   „Ist die oder der Versorgungsberechtigte nicht mit 
einem Hauptwohnsitz im Inland gemeldet, ist für 
die Bemessung des Familienzuschlags die Mieten-
stufe maßgeblich, der die Gemeinde am Dienstsitz 
der obersten Dienstbehörde der oder des Versor-
gungsberechtigten nach § 38 Nummer 2 des Wohn-
geldgesetzes vom 24. September  2008 (BGBl.  I 
S.  1856 in Verbindung mit der Anlage zur Wohn-
geldverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Oktober 2001 (BGBl.  I S.  2722) in 
der jeweils geltenden Fassung zugeordnet ist.“

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

   „(1a) Die oder der Versorgungsberechtigte ist ver-
pfl ichtet, bei der Feststellung des für die Bestim-
mung der Mietenstufe jeweils maßgeblichen Wohn-
sitzes mitzuwirken. Die nach § 57 für die Festset-
zung der Versorgung zuständigen Behörden werden 
ermächtigt, zum Zwecke der Festsetzung des Fami-
lienzuschlags folgende Daten bei den Meldebehör-
den abzufragen:

  1.  Familienname,

  2.  frühere Namen,

  3.  Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuch-
lichen Vornamens, 

  4.  Geburtsdatum und -ort,

  5.  derzeitige Anschriften oder Wegzugsanschrift, 
gekennzeichnet nach Haupt- oder Nebenwoh-
nung,

  6.  Tag des Ein- und Auszugs,

  7.  Amtlicher Gemeindeschlüssel.

   Die Abfrage darf auch in Form eines Datenab-
gleichs aus Anlass der erstmaligen Festsetzung des 
Familienzuschlags sowie zum Zwecke der Über-
prüfung der Voraussetzungen des Familienzu-
schlags erfolgen. Bei dem Datenabruf sind Anlass 
und Zweck der Abfrage, das Aktenzeichen, der Da-
tenempfänger sowie die abgefragten Daten anzu-
geben. Das für Finanzen zuständige Ministerium 
kann das Nähere durch Rechtsverordnung regeln.“

3.  § 93c wird aufgehoben.

Artikel 8
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft. 

(2) Artikel 6 Nummer 2, Nummer 4 und Artikel 7 Num-
mer 2 treten am 1. Dezember 2022 in Kraft.

(3) Artikel 6 Nummer 1, Nummer 3 und Nummer 5 und 
Artikel 7 Nummer 1 und Nummer 3 treten am 1. Januar 
2023 in Kraft. 

Düsseldorf, den 25. März 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Hendrik  W ü s t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Justiz sowie 

Für die Ministerin für Verkehr und 

Für den Minister für Bundes- und 
 Europaangelegenheiten sowie Internationales 

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Zugleich für den Minister der Finanzen 

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Die Ministerin für Schule und Bildung

Yvonne G e b a u e r

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Zugleich für den Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales sowie

Für die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ursula  H e i n e n - E s s e r

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Zweite Verordnung zur Änderung der
Universitätsklinikum-Verordnung

Vom 21. März 2022

Auf Grund des §  31a Absatz  2 Satz  2 und 4 des Hoch-
schulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), 
dessen Satz  4 durch Artikel  1 Nummer  29 Buchstabe  c 
des Gesetzes vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S.  425, ber. 
S.  593) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
für Kultur und Wissenschaft im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen sowie dem Ministerium des 
Innern und mit Zustimmung des für Wissenschaft und 
Forschung zuständigen Ausschusses des Landtags:

Artikel 1

Die Universitätsklinikum-Verordnung vom 20. Dezember 
2007 (GV. NRW. S.  744), die durch Verordnung vom 
22. Mai 2013 (GV. NRW. S. 278) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden das Wort „dient“ durch die 
Wörter „wirkt mit“ und der Punkt am Ende 
durch das Wort „zusammen.“ ersetzt.

  bb)  In Satz  2 werden die Wörter „nimmt Auf-
gaben“ durch das Wort „ist“ und das Wort 
„wahr“ durch das Wort „tätig“ ersetzt.

  cc)  In Satz 3 werden die Wörter „dient der ärzt-
lichen“ durch die Wörter „fördert die ärzt-
liche“ und nach dem Wort „sowie“ das Wort 
„der“ durch das Wort „die“ ersetzt.

  dd)  In Satz 4 wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „und ist somit insbesondere unmittel-
bar mit Aus-, Fort- und Weiterbildungsauf-
gaben betraut.“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird nach dem Wort „einer“ das 
Wort „öffentlich-rechtlichen“ eingefügt und 
das Wort „Hochschulgesetz“ durch die Wör-
ter „des Hochschulgesetzes vom 16. Septem-
ber 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel  1 des Gesetzes vom 25. November 
2021 (GV. NRW. S.  1210a) geändert worden 
ist“ ersetzt.

  bb)  In Satz  4 werden die Wörter „Abs.  2, wenn 
die Dekanin oder der Dekan dies beantragt“ 
durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.

 c)  Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

   „Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich das 
Universitätsklinikum Dritter bedienen sowie Un-
ternehmen errichten, übernehmen, wesentlich er-
weitern oder sich daran beteiligen.“

2.  In §  3 wird die Angabe „Abs.  4“ durch die Wörter 
„Absatz 4 und 5“ ersetzt.

3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 wird durch die folgen-
den Nummern 6 und 7 ersetzt:

   „6. die Errichtung, Übernahme, wesentliche Er-
weiterung von oder Beteiligung an Unternehmen 
und

  7. die Kooperationsvereinbarung nach § 16.“

 b)  In Absatz  3 Satz  1 werden die Wörter „Innova-
tion, Wissenschaft und Forschung“ durch das 
Wort „Wissenschaft“ und das Wort „Präsidium“ 
durch das Wort „Rektorat“ ersetzt.

 c)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  3 wird das Wort „Finanzministeri-
ums“ durch die Wörter „für Finanzen zustän-
digen Ministeriums“ ersetzt.

  bb)  In Satz  4 werden die Angabe „Nr.  4 und 5“ 
durch die Wörter „Nummer 4 bis 6“, die Wör-

ter „Innovation, Wissenschaft und For-
schung“ durch das Wort „Wissenschaft“, das 
Wort „Finanzministeriums“ durch die Wörter 
„für Finanzen zuständigen Ministeriums“ 
und der Punkt am Ende durch die Wörter 
„,  bei dessen Ausübung sie der Weisung des 
sie benennenden Ministeriums unterliegen.“ 
ersetzt.

 d)  Absatz 8 wird wie folgt geändert:

  aa)  Dem Wortlaut wird folgender Satz vorange-
stellt: 

    „Die Mitglieder des Aufsichtsrats bleiben bis 
zur Bestellung der ihnen nachfolgenden Mit-
glieder im Amt.“

  bb)  In dem neuen Satz 3 werden die Wörter „In-
novation, Wissenschaft und Forschung“ 
durch das Wort „Wissenschaft“ ersetzt.

4.  § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Satz  1 werden die folgenden Sätze einge-
fügt: 

   „Die Bestellung soll so erfolgen, dass der Vor-
stand geschlechtsparitätisch besetzt ist, es sei 
denn, im Einzelfall liegt eine sachlich begründete 
Ausnahme vor. Die Ausnahmegründe sind in dem 
einzelnen Abweichungsfall gegenüber dem für 
Wissenschaft zuständigen Ministerium darzu-
legen.“

 b)  Nach dem neuen Satz 5 wird folgender Satz ein-
gefügt: 

   „Die Zeit, für welche die Bestellung als Mitglied 
des Vorstands erfolgt, soll so bemessen sein, dass 
die Altersgrenze im Sinne von § 35 des Sechstes 
Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Renten-
versicherung – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 2002 (BGBl.  I S.  754, 
1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 6a des Ge-
setzes vom 22. November 2021 (BGBl.  I S. 4906) 
geändert worden ist, nicht überschritten wird.“

5.  In § 7 Satz 2 wird die Angabe „Nr. 1 und 2“ gestri-
chen und werden die Wörter „Innovation, Wissen-
schaft und Forschung“ durch das Wort „Wissen-
schaft“ ersetzt.

6.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 Satz 2 und 3 werden jeweils die Wör-
ter „Innovation, Wissenschaft und Forschung“ 
durch das Wort „Wissenschaft“ ersetzt.

 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „; der Nachweis 
der Rentierlichkeit der Kreditaufnahme ist 
durch eine Investitionsrechnung zu führen“ 
gestrichen.

  bb)  Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze ein-
gefügt: 

    „Investitionskredite, für deren Tilgung und 
Zinsen das Land Mittel bereitstellt, sind 
nicht auf den Kreditrahmen nach Satz 1 an-
zurechnen. Der Nachweis der Rentierlichkeit 
der Kreditaufnahme ist durch eine dynami-
sche Investitionsrechnung, welche die Inves-
tition über die gesamte Laufzeit mit den 
durch sie ausgelösten Ein- und Auszahlun-
gen abbildet, zu führen.“

  cc)  In dem neuen Satz  4 werden jeweils nach 
dem Wort „dürfen“ und nach dem Wort 
„und“ die Wörter „im Regelfall“ eingefügt 
und die Wörter „das Finanzministerium kann 
eine höhere Kreditaufnahme zulassen“ durch 
die Wörter „eine Umschuldung in längerfris-
tige Kredite bedarf der Zustimmung des für 
Wissenschaft zuständigen Ministeriums im 
Einvernehmen mit dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium“ ersetzt.

  dd)  Folgender Satz wird angefügt: 

    „Das für Wissenschaft zuständige Ministe-
rium kann im Einvernehmen mit dem für Fi-
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nanzen zuständigen Ministerium bei Kredi-
ten nach Satz 4 eine höhere Kreditaufnahme 
zulassen.“

7.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  1 werden die Wörter „Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen“ durch das Wort „Hoch-
schulverträge“ ersetzt.

 b)  Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

   „Das für Wissenschaft zuständige Ministerium 
fördert unter Einbeziehung der Standorte die 
Entwicklung landesweiter Strategien und 
Schwerpunktsetzungen in der Hochschulmedizin. 
Zu diesem Zweck initiiert es insbesondere geeig-
nete Koordinierungsformate, in deren Rahmen 
die Standorte auch ihre Entwicklungsplanungen 
nach Satz 1 abstimmen.“

8.  § 12 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

  „§  77 Absatz  5 des Hochschulgesetzes bleibt unbe-
rührt.“

9.  § 14 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

  „Oberste Dienstbehörde im Sinne von § 2 Absatz 1 
des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Arti-
kel 47 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 122) geändert worden ist, ist der Aufsichtsrat.“

10.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird nach dem Wort „durch“ das 
Wort „öffentlich-rechtliche“ eingefügt und 
der Punkt am Ende durch die Wörter „nach 
Maßgabe von § 31a Absatz 1a des Hochschul-
gesetzes.“ ersetzt.

  bb)  In Satz  3 werden die Wörter „Innovation, 
Wissenschaft und Forschung“ durch das Wort 
„Wissenschaft“ ersetzt.

 b)  In Absatz  2 Satz  2 werden die Wörter „Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung“ durch das 
Wort „Wissenschaft“ ersetzt.

11.  In §  17 Absatz  1 Satz  1 und 3 werden jeweils die 
Wörter „Innovation, Wissenschaft und Forschung“ 
durch das Wort „Wissenschaft“ ersetzt.

12.  In § 18 werden die Wörter „Innovation, Wissenschaft 
und Forschung“ durch das Wort „Wissenschaft“ er-
setzt.

13.  § 19 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen.

  bb)  Die Wörter „Versorgungslastenverteilungsge-
setzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. 
S. 706), geändert durch Artikel 22 des Geset-
zes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765)“ 
werden durch die Wörter „Landesbeamten-
versorgungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S.  310, ber. S.  642), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 
(GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist“ er-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 21. März 2022

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
des Landes Nordrhein-Westfalen

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2022 S. 403
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Verordnung 
zur Anpassung des Rechts der Ingenieure

Vom 18. Februar 2022

221

Artikel 1
Änderung der Verordnung über die Durchführung 

von Ausgleichsmaßnahmen nach dem 
Berufsqualifi kationsfeststellungsgesetz NRW 

für die nach dem Ingenieurgesetz reglementierte 
Berufsbezeichnung

In § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung über die Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen nach dem Berufs-
qualifi kationsfeststellungsgesetz NRW für die nach dem 
Ingenieurgesetz reglementierte Berufsbezeichnung vom 
10. Juli 2018 (GV. NRW. S. 460) werden die Wörter „, das 
zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom 28. Mai 2013 
(GV. NRW. S. 272) geändert worden ist,“ durch die Wörter 
„in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

232

Artikel 2
Änderung der Prüfverordnung 

In § 4 Nummer 2 der Prüfverordnung vom 24. November 
2009 (GV. NRW. S.  723), die zuletzt durch Verordnung 
vom 26. Januar 2021 (GV. NRW. S. 112) geändert worden 
ist, werden die Wörter „, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272),“ durch die Wörter 
„in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach Verkündung in Kraft. 

Die Verordnung wird erlassen

1.  bezüglich des Artikels 1 von dem Ministerium für 
Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
auf Grund des § 11 Absatz 2 Satz 3 und des § 13 Ab-
satz  6 des Berufsqualifi kationsfeststellungsgesetzes 
NRW vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272),

2.  im Übrigen von dem Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Gleichstellung auf Grund des § 87 
Absatz  1 Nummer  9 und 10, Absatz  2 Satz  1 Num-
mer  4 und 5 und Absatz  9 der Landesbauordnung 
2018 vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), von denen 
Absatz  2 Satz  1 Nummer  5 durch Artikel  13 Buch-
stabe a des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S. 218b) geändert worden ist, nach Anhörung des zu-
ständigen Ausschusses des Landtags.

Düsseldorf, den 18. Februar 2022

Der Minister  für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Die Ministerin  für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

– GV. NRW. 2022 S. 404
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Verordnung 
zur Anpassung schulrechtlicher Vorschriften

Vom 23. März 2022

Artikel 1
Änderung der Ausbildungsordnung Grundschule

Auf Grund des §  52 Absatz  1 Satz  2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der 
 zuletzt durch Artikel  1 Nummer  14 des Gesetzes vom 
29.  Mai 2020 (GV. NRW. S.  358) geändert worden ist, 
 verordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

Die Ausbildungsordnung Grundschule vom 23. März 
2005 (GV. NRW. S.  269), die zuletzt durch Artikel  1 der 
Verordnung vom 1. Mai 2021 (GV. NRW. S. 449) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 Absatz 3 Satz 4 Nummer 5 wird das Wort „Mut-
tersprache“ durch das Wort „Herkunftssprache“ er-
setzt.

2.  In § 3 Absatz 4 wird das Wort „Muttersprache“ durch 
das Wort „Herkunftssprache“ und das Wort „mutter-
sprachlicher“ durch das Wort „herkunftssprachlicher“ 
ersetzt.

3.  In der Anlage wird das Wort „Muttersprachlicher“ 
durch das Wort „Herkunftssprachlicher“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung der Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung Sekundarstufe I

Auf Grund des §  52 Absatz  1 Satz  2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der 
 zuletzt durch Artikel  1 Nummer  14 des Gesetzes vom 
29.  Mai 2020 (GV. NRW. S.  358) geändert worden ist, 
 verordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I 
vom 2. November 2012 (GV. NRW. S.  488), die zuletzt 
durch Artikel  2 der Verordnung 1. Mai 2021 (GV. NRW. 
S. 449) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  In der Angabe zu § 5 wird die Angabe „Mutter-
sprache“ durch die Angabe „Herkunftssprache“ 
ersetzt.

 b)  In der Angabe zu § 40 wird die Angabe „Haupt-
schulabschluss“ durch die Angabe „Erster Schul-
abschluss“ ersetzt.

 c)  In der Angabe zu § 41 wird die Angabe „Haupt-
schulabschluss nach Klasse 10“ durch die Angabe 
„Erweiterter Erster Schulabschluss“ ersetzt.

2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die Aufnahme in die Klasse 5 einer Schule 
der Sekundarstufe I setzt grundsätzlich ein Ver-
setzungszeugnis der bisher besuchten Grund-
schule oder einer Förderschule voraus, die nach 
den Unterrichtsvorgaben für die Grundschule 
unterrichtet. Die Anmeldung erfolgt bis spätes-
tens zum letzten Tag des Anmeldeverfahrens un-
ter Vorlage des Halbjahreszeugnisses der Klasse 4 
einschließlich der Empfehlung für die Schulform. 
Wollen die Eltern ihr Kind an einer Schule einer 
Schulform anmelden, für die es keine und auch 
keine eingeschränkte Schulformempfehlung er-
halten hat, nehmen sie während des Anmelde-
verfahrens an einem Beratungsgespräch der 
 weiterführenden Schule teil. Dabei werden insbe-
sondere die Möglichkeiten dieser Schule zur indi-
viduellen Förderung des Kindes in den Bereichen 
erörtert, die zur fehlenden Empfehlung geführt 
haben. Danach entscheiden die Eltern über den 
weiteren Bildungsgang ihres Kindes in der Se-
kundarstufe I.“

 b)  In Absatz  2 Satz  2 Nummer  3 wird das Wort 
„Muttersprache“ durch das Wort „Herkunftsspra-
che“ ersetzt.

3.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift, in Absatz 1 Satz 1 und 2 und 
in Absatz 2 Satz 1 wird jeweils das Wort „Mutter-
sprache“ durch das Wort „Herkunftssprache“ er-
setzt.

 b)  In Absatz  3 Satz  1 wird das Wort „Mutterspra-
che“ durch das Wort „Herkunftssprache“ sowie 
das Wort „muttersprachlicher“ durch das Wort 
„herkunftssprachlicher“ ersetzt.

4.  In § 6 Absatz 6 Satz 3 wird das Wort „Mutterspra-
che“ durch das Wort „Herkunftssprache“ ersetzt.

5.  § 14 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

  „(3) Die Klasse 10 wird in zwei Formen geführt:

 1.  Klasse 10 Typ A, die zum Erwerb des Erweiterten 
Ersten Schulabschlusses führt und 

 2.  Klasse 10 Typ B, die zum Erwerb des Mittleren 
Schulabschlusses (Fachoberschulreife) führt. Die 
Schule kann mit Zustimmung der Schulkonferenz 
unter Wahrung der Anspruchsebenen in der 
Klasse 10 eine andere Organisationsform wählen, 
die gemäß den unterrichtlichen Vorgaben den Er-
werb des Erweiterten Ersten Schulabschlusses 
und den Erwerb des Mittleren Schulabschlusses 
(Fachoberschulreife) ebenso ermöglicht, wenn 
dies aus organisatorischen Gründen erforderlich 
ist.“

6.  In § 24 Absatz 2 werden die Wörter „Hauptschulab-
schluss nach Klasse 10“ durch die Wörter „Erweiter-
ten Ersten Schulabschluss“ und das Wort „mittle-
ren“ durch das Wort „Mittleren“ ersetzt.

7.  In §  28 Absatz  2 wird das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ durch die Wörter „Ersten Schulabschlus-
ses“ ersetzt.

8.  § 30 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

   „Der Erweiterte Erste Schulabschluss und der 
Mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
werden in Klasse 10 der Hauptschule, der Real-
schule, der Gesamtschule, der Sekundarschule 
und des Gymnasiums mit neunjährigem Bil-
dungsgang nach einem Abschlussverfahren er-
worben.“

 b)  Satz 2 wird aufgehoben.

9.  Die §§ 39, 40 und 41 werden wie folgt gefasst:

 „§ 39 
 Wiederholung der Klasse 10

  Wer als Schülerin oder Schüler

 1.  der Hauptschule, Klasse 10 Typ A den Erweiter-
ten Ersten Schulabschluss,

 2.  der Hauptschule, Klasse 10 Typ B den Mittleren 
Schulabschluss (Fachoberschulreife),

 3.  der Realschule den Mittleren Schulabschluss 
(Fachoberschulreife),

 4.  des Gymnasiums mit neunjährigem Bildungs-
gang den Mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife) oder die Versetzung in die gymnasiale 
Oberstufe,

 5.  der Gesamtschule den Erweiterten Ersten Schul-
abschluss oder den angestrebten Mittleren 
Schulabschluss (Fachoberschulreife),

 6.  der Sekundarschule nach §  20 Absatz  5 oder 6 
den Erweiterten Ersten Schulabschluss oder den 
angestrebten Mittleren Schulabschluss (Fach-
oberschulreife),

 7.  der Sekundarschule nach §  20 Absatz  8 Num-
mer 1 im Bildungsgang der Hauptschule den Er-
weiterten Ersten Schulabschluss oder den ange-
strebten Mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife),
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 8.  der Sekundarschule nach §  20 Absatz  8 Num-
mer 1 im Bildungsgang der Realschule den Mitt-
leren Schulabschluss (Fachoberschulreife),

 9.  der Sekundarschule nach §  20 Absatz  8 Num-
mer 1 im Bildungsgang des Gymnasiums die Be-
rechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober-
stufe oder

 10.  der Sekundarschule nach §  20 Absatz  8 Num-
mer  2 den Erweiterten Ersten Schulabschluss 
oder den angestrebten Mittleren Schulabschluss 
(Fachoberschulreife) nicht erreicht hat, kann die 
Klasse 10 einmal wiederholen und nimmt da-
nach erneut an der Prüfung teil. Die §§ 2 und 24 
bleiben unberührt.

 § 40 
 Erster Schulabschluss

  (1) Für das Verfahren bei der Vergabe des Ersten 
Schulabschlusses gilt §  50 des Schulgesetzes NRW 
entsprechend; ein Abschlussverfahren nach dem Ab-
schnitt 5 dieser Verordnung fi ndet nicht statt.

  (2) Eine Schülerin oder ein Schüler der Hauptschule 
oder des Bildungsgangs der Hauptschule der Sekun-
darschule nach § 20 Absatz 8 Nummer 1 erwirbt mit 
der Versetzung in die Klasse 10 den Ersten Schulab-
schluss.

  (3) Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule oder Sekundarschule nach § 20 Absatz 5 oder 
6 erwirbt mit der Versetzung in die Klasse 10 den 
Ersten Schulabschluss, wenn die Versetzungsanfor-
derungen der Hauptschule gemäß den §§  22 Ab-
satz 1, 25 Absatz 1 und 2 erfüllt sind.

  (4) Eine Schülerin oder ein Schüler der Realschule, 
des Gymnasiums und der Bildungsgänge der Real-
schule oder des Gymnasiums der Sekundarschule 
nach §  20 Absatz  8 Nummer  1 oder der Bildungs-
gänge der Sekundarschule nach § 20 Absatz 8 Num-
mer 2 erwirbt am Ende der Klasse 9 mit der Verset-
zung den Ersten Schulabschluss. Im Fall der Nicht-
versetzung erwirbt die Schülerin oder der Schüler 
diesen Abschluss, wenn sie oder er die Versetzungs-
anforderungen der Hauptschule gemäß den §§  22 
Absatz 1, 25 Absatz 1 und 2 erfüllt.

 § 41 
 Erweiterter Erster Schulabschluss

  (1) Eine Schülerin oder ein Schüler der Haupt-
schule, der Realschule, des Gymnasiums mit neun-
jährigem Bildungsgang, der Sekundarschule oder 
der Gesamtschule erwirbt nach dem Abschlussver-
fahren am Ende der Klasse 10 den Erweiterten Ers-
ten Schulabschluss, wenn sie oder er die Verset-
zungsanforderungen gemäß den §§  22 Absatz  1, 25 
Absatz  1 und 2 erfüllt. In Klasse 10 Typ A der 
Hauptschule und in der Sekundarschule nach §  20 
Absatz  8 Nummer  1 werden die Leistungen in den 
Lernbereichen Wirtschaft und Arbeitswelt sowie Na-
turwissenschaften jeweils zu einer Gesamtnote zu-
sammengefasst und der Fächergruppe Deutsch und 
Mathematik zugeordnet. In der Gesamtschule und 
der Sekundarschule nach §  20 Absatz  5, 6 und 8 
Nummer  2 werden die Leistungen in dem Lernbe-
reich Naturwissenschaften zu einer Gesamtnote zu-
sammengefasst und der Fächergruppe Deutsch und 
Mathematik zugeordnet.

  (2) Eine Schülerin oder ein Schüler des Gymnasi-
ums mit achtjährigem Bildungsgang erwirbt den Er-
weiterten Ersten Schulabschluss nach Maßgabe der 
Verordnung über den Bildungsgang und die Abitur-
prüfung in der gymnasialen Oberstufe.“

10.  In § 42 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 Satz 1 sowie 
in § 43 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 wird je-
weils das Wort „mittleren“ durch das Wort „Mittle-
ren“ ersetzt.

11.  § 47 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Ersten Schulab-
schluss“ ersetzt.

 b)  In Absatz 5 werden die Wörter „des Hauptschul-
abschlusses nach Klasse 10“ durch die Wörter 
„des Erweiterten Ersten Schulabschlusses“ er-
setzt.

12.  In den Anlagen 1, 1a, 2, 2a, 3a, 3b, 3c, 3d, 4, 4a, 5, 6, 7, 
7a, 8, 8a, 9 und 9a zu dieser Verordnung wird das 
Wort „muttersprachlicher“ durch das Wort „her-
kunftssprachlicher“ ersetzt. 

Artikel 3
Änderung der Verordnung über den Bildungsgang und 

die Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe

Auf Grund des §  52 Absatz  1 Satz  2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der zu-
letzt durch Artikel  1 Nummer  14 des Gesetzes vom 
29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358) geändert worden ist, ver-
ordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit Zu-
stimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

Die Verordnung über den Bildungsgang und die Abitur-
prüfung in der gymnasialen Oberstufe vom 5. Oktober 
1998 (GV. NRW. S.  594), die zuletzt durch Artikel  1 der 
Verordnung vom 17. November 2021 (GV. NRW. S. 1239) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In §  11 Absatz  2 Nummer  2 Satz  4 wird das Wort 
„Muttersprache“ durch das Wort „Herkunftssprache“ 
ersetzt.

2.  § 40 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Schülerinnen und Schüler, die nicht über den 
entsprechenden Abschluss verfügen, erwerben am 
Ende der Einführungsphase der gymnasialen Ober-
stufe den Erweiterten Ersten Schulabschluss, wenn 
die Voraussetzungen gemäß den §§  22 Absatz  1, 25 
Absatz  1 und 2 der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Sekundarstufe I erfüllt sind. Der Mittlere Schul-
abschluss (Fachoberschulreife) wird ihnen zuerkannt, 
wenn sie am Ende der Einführungsphase der gymna-
sialen Oberstufe die Versetzungsanforderungen gemäß 
§  22 Absatz  1 und §  26 der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung Sekundarstufe I erfüllen.“

Artikel 4
Änderung der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung  Berufskolleg

Auf Grund des §  52 Absatz  1 Satz  2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der 
 zuletzt durch Artikel  1 Nummer  14 des Gesetzes vom 
29.  Mai 2020 (GV. NRW. S.  358) geändert worden ist, 
 verordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg 
vom 26. Mai 1999 (GV. NRW. S. 240, ber. 2000 S. 563 und 
2001 S. 766), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 24. November 2021 (GV. NRW. S.  1339) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 8 Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Muttersprache“ 
durch das Wort „Herkunftssprache“ ersetzt.

2.  In § 29 wird in der Anlagenbezeichnung zu Anlage B 
jeweils das Wort „mittleren“ durch das Wort „Mittle-
ren“ ersetzt.

3.  Anlage A wird wie folgt geändert:

 a)  § 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Die Fachklassen des dualen Systems der Be-
rufsausbildung vermitteln Schülerinnen und Schü-
lern im Rahmen des schulischen Teils der Berufs-
ausbildung die erforderlichen Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten gemäß § 1 Absatz 3 BBiG 
verbunden mit dem Berufsschulabschluss. In ei-
nem anerkannten Ausbildungsberuf wird mit dem 
Berufsschulabschluss der Erweiterte Erste Schul-
abschluss erworben. Der Erwerb des Mittleren 
Schulabschlusses (Fachoberschulreife), der Erwerb 
der Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe und der Erwerb der Fachhochschulreife 
werden ermöglicht. In Berufen nach §  66 BBiG 
und §  42m HwO wird mit dem Berufsschulab-
schluss der Erste Schulabschluss erworben.“
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 b)  In § 9 Absatz 4 Satz 1 und § 11 Satz 1 wird jeweils 
das Wort „mittleren“ durch das Wort „Mittleren“ 
ersetzt.

 c)  In § 18 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „eines 
dem Hauptschulabschluss gleichwertigen Ab-
schlusses“ durch die Wörter „des Ersten Schulab-
schlusses“ ersetzt.

 d)  In der Anlage A 1.4 wird im Text zur Fußnote 1 das 
Wort „Muttersprachliche“ durch das Wort „her-
kunftssprachliche“ ersetzt.

4.  Anlage B wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift der Anlage B wird das Wort 
„mittleren“ durch das Wort „Mittleren“ ersetzt.

 b)  § 2 wird wie folgt gefasst:

  „§ 2
  Aufbau

   Die Berufsfachschule umfasst

  1.  einjährige vollzeitschulische Bildungsgänge, die 
berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten und den Erweiterten Ersten Schulab-
schluss vermitteln,

  2.  einjährige vollzeitschulische Bildungsgänge, die 
berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten und den Mittleren Schulabschluss (Fach-
oberschulreife), der mit der Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe verbunden 
sein kann, vermitteln und

  3.  zweijährige vollzeitschulische Bildungsgänge, 
die einen Berufsabschluss nach Landesrecht 
und den Erweiterten Ersten Schulabschluss 
oder den Mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife), der mit der Berechtigung zum Be-
such der gymnasialen Oberstufe verbunden sein 
kann, vermitteln; diese können bei entsprechen-
der zeitlicher Verlängerung auch als Teilzeitbil-
dungsgänge angeboten werden.“

 c)  § 5 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Absatz  1 werden die Wörter „Hauptschul-
abschluss oder einen gleichwertigen Ab-
schluss“ durch die Wörter „Ersten Schulab-
schluss“ ersetzt.

  bb)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Haupt-
schulabschluss nach Klasse 10 oder einen 
gleichwertigen Abschluss“ durch die Wörter 
„Erweiterten Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

  cc)  In Absatz  3 werden die Wörter „Hauptschul-
abschluss oder einen gleichwertigen Ab-
schluss“ durch die Wörter „Ersten Schulab-
schluss“ ersetzt.

  dd)  In Absatz 5 wird das Wort „mittlerem“ durch 
das Wort „Mittlerem“ ersetzt.

 d)  In § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„mittleren“ durch das Wort „Mittleren“ ersetzt.

 e)  § 7 wird wie folgt gefasst:

   „§ 7
  Abschlussbedingungen

   (1) Berufl iche Kenntnisse in Bildungsgängen ge-
mäß § 2 Nummer 1 erwirbt, wer die Leistungsan-
forderungen nach § 13 Allgemeiner Teil erfüllt hat. 
Mit dem Erwerb der berufl ichen Kenntnisse, Fä-
higkeiten und Fertigkeiten wird der Erweiterte 
Erste Schulabschluss erworben.

   (2) Berufl iche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten in Bildungsgängen gemäß § 2 Nummer 2 er-
wirbt, wer die Leistungsanforderungen nach §  13 
Allgemeiner Teil erfüllt hat. Mit dem Erwerb der 
berufl ichen Kenntnisse wird der Mittlere Schulab-
schluss (Fachoberschulreife) erworben, der mit der 
Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober-
stufe verbunden sein kann.

   (3) In den Bildungsgängen gemäß §  2 Nummer  3 
erwirbt

  1.  den Erweiterten Ersten Schulabschluss, wer die 
Leistungsanforderungen nach § 13 Allgemeiner 
Teil erfüllt hat und Grundkurse nach §  6 Ab-
satz 1 Satz 1 besucht hat;

  2.  den Erweiterten Ersten Schulabschluss, wer bei 
höchstens zwei mangelhaften Leistungen in 
mindestens einem anderen Fach eine mindes-
tens befriedigende Leistung erzielt hat, sofern 
die für den Erwerb des Mittleren Schulab-
schlusses erforderlichen Kurse gemäß §  6 Ab-
satz 1 Satz 1 besucht wurden;

  3.  den Mittleren Schulabschluss (Fachoberschul-
reife), wer die Leistungsanforderungen der 
Jahrgangsstufe nach §  13 Allgemeiner Teil er-
füllt hat, sofern die für den Erwerb des Mittle-
ren Schulabschlusses erforderlichen Kurse ge-
mäß § 6 Absatz 1 Satz 1 besucht wurden.

   (4) Mit dem Erwerb des Mittleren Schulabschlus-
ses (Fachoberschulreife) wird die Berechtigung 
zum Besuch der gymnasialen Oberstufe erworben, 
wenn

  1.  in den Fächern Deutsch/Kommunikation, Ma-
thematik und Englisch mindestens gute Leis-
tungen oder

  2.  in den Fächern Deutsch/Kommunikation, Ma-
thematik und Englisch und in drei weiteren Fä-
chern mindestens befriedigende Leistungen er-
zielt wurden. 

   Ausreichende Leistungen in nicht mehr als einem 
der Fächer Deutsch/Kommunikation, Mathematik 
und Englisch können durch mindestens gute Leis-
tungen in einem anderen dieser Fächer ausgegli-
chen werden.

   (5) Der Berufsabschluss in Bildungsgängen gemäß 
§ 2 Nummer 3 wird durch eine Abschlussprüfung 
erworben.

   (6) Schülerinnen und Schüler, die mit einer nach 
Klasse 9 des Gymnasiums erworbenen Berechti-
gung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe in 
 einen Bildungsgang nach §  2 Nummer  2 aufge-
nommen worden sind, erwerben am Ende des Bil-
dungsgangs den Erweiterten Ersten Schulab-
schluss, wenn die Leistungen

  1.  in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch/
Kommunikation, Mathematik und in einem der 
übrigen Fächer mangelhaft sind oder

  2.  in höchstens zwei Fächern außer Deutsch/Kom-
munikation und Mathematik mangelhaft sind.

   (7) Schülerinnen und Schüler, die mit einer nach 
Klasse 9 des Gymnasiums erworbenen Berech-
tigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe in 
einen Bildungsgang nach §  2 Nummer  3 aufge-
nommen worden sind, erwerben mit der Versetzung 
in die zweite Jahrgangsstufe den Mittleren Schul-
abschluss (Fachoberschulreife), sofern die für den 
Erwerb des Mittleren Schulabschlusses erforder-
lichen Kurse gemäß §  6 Absatz  1 Satz  1 besucht 
wurden. Sie erwerben am Ende der ersten Jahr-
gangsstufe den Erweiterten Ersten Schulabschluss, 
wenn die Leistungen

  1.  in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch/
Kommunikation, Mathematik und in einem der 
übrigen versetzungsrelevanten Fächer mangel-
haft sind oder

  2.  in höchstens zwei versetzungsrelevanten Fä-
chern außer Deutsch/Kommunikation und Ma-
thematik mangelhaft sind.“

 f)  In §  9 Absatz  2 werden die Wörter „dem Haupt-
schulabschlusses nach Klasse 10 gleichwertigen 
Abschlusses“ durch die Wörter „Erweiterten Ers-
ten Schulabschlusses“ und das Wort „mittleren“ 
durch das Wort „Mittleren“ ersetzt.

 g)  In §  16 Absatz  2 wird das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ durch die Wörter „Ersten Schulab-
schlusses“ ersetzt.
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 h)  In der Anlage B1 werden in der Tabellenüber-
schrift die Wörter „ein dem Hauptschulabschluss 
nach Klasse 10 gleichwertiger Abschluss“ durch 
die Wörter „der Erweiterte Erste Schulabschluss“ 
ersetzt.

 i)  In den Anlagen B2 und B3 wird in der Tabellen-
überschrift jeweils das Wort „mittlerer“ durch das 
Wort „Mittlerer“ ersetzt.

5.  Anlage C wird wie folgt geändert:

 a)  § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird das Wort „mittleren“ durch das 
Wort „Mittleren“ ersetzt.

  bb)  In Satz  2 werden die Wörter „einen dem 
Hauptschulabschluss nach Klasse 10 gleich-
wertigen Abschluss“ durch die Wörter „den 
Erweiterten Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

 b)  In § 5 Absatz 1 Satz 1 und § 11 Absatz 1 wird je-
weils das Wort „mittleren“ durch das Wort „Mittle-
ren“ ersetzt. 

6.  § 1 Absatz 3 der Anlage D wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 wird das Wort „mittleren“ durch das Wort 
„Mittleren“ ersetzt.

 b)  In Satz  2 werden die Wörter „einen dem Haupt-
schulabschluss nach Klasse 10 gleichwertigen Ab-
schluss“ durch die Wörter „den Erweiterten Ersten 
Schulabschluss“ ersetzt.

7.  In § 6 Absatz 1, § 26b, § 28 Absatz 1 Satz 1 und § 40 
der Anlage E wird jeweils das Wort „mittleren“ durch 
das Wort „Mittleren“ ersetzt.

Artikel 5
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

 Weiterbildungskolleg

Auf Grund des §  52 Absatz  1 Satz  2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der zu-
letzt durch Artikel  1 Nummer  14 des Gesetzes vom 
29.  Mai 2020 (GV. NRW. S.  358) geändert worden ist, 
 verordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Weiterbildungs-
kolleg vom 23. Februar 2000 (GV. NRW. S.  290, ber. 
S. 496), die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 
1. Mai 2021 (GV. NRW. S. 449) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift des 3. Abschnittes und 2. Unter-
abschnittes wird das Wort „mittleren“ durch das 
Wort „Mittleren“ ersetzt.

 b)  Die Angabe zu § 60 wird wie folgt gefasst:

   „Erster Schulabschluss, Erweiterter Erster Schul-
abschluss, Mittlerer Schulabschluss (Fachober-
schulreife)“.

2.  In § 16 Absatz 3 Satz 2, § 22 Absatz 4 und 5 Satz 1 
und § 36 Absatz 7 Satz 1 wird jeweils das Wort „Mut-
tersprache“ durch das Wort „Herkunftssprache“ er-
setzt.

3.  In § 22 Absatz 2 wird in der Tabelle das Wort „Haupt-
schulabschluss“ durch die Wörter „Erster Schulab-
schluss“, werden die Wörter „Hauptschulabschluss 
nach Kl. 10“ durch die Wörter „Erweiterter Erster 
Schulabschluss“ und wird das Wort „mittlerer“ je-
weils durch das Wort „Mittlerer“ ersetzt.

4.  In §  23 Absatz  2 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Ersten Schulabschluss“ 
ersetzt.

5.  In §  28 Absatz  3 Satz  1 wird das Wort „mittlere“ 
durch das Wort „Mittlere“ ersetzt. 

6.  § 30 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Erste Schulabschluss“ 
ersetzt.

 b)  In Absatz  2 Satz  1 werden die Wörter „Haupt-
schulabschluss nach Klasse 10“ durch die Wörter 
„Erweiterte Erste Schulabschluss“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden die Wörter „Hauptschulab-
schluss gemäß Absatz  1“ durch die Wörter 
„Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

  bb)  In Satz  2 werden die Wörter „Sekundarab-
schluss I – Hauptschulabschluss nach Klasse 
10 –“ durch die Wörter „Erweiterten Ersten 
Schulabschluss“ ersetzt.

7.  § 60 wird wie folgt gefasst:

  „§ 60
  Erster Schulabschluss, 

Erweiterter Erster Schulabschluss, 
Mittlerer Schulabschluss (Fachoberschulreife)

  Studierende, die einen Bildungsgang vor Beginn der 
Qualifi kationsphase verlassen, kann frühestens nach 
zwei Semestern auf Antrag der Erste Schulabschluss 
oder der Erweiterte Erste Schulabschluss zuerkannt 
werden. Für die Zuerkennung gilt § 30 entsprechend. 
Mit der Zulassung zur Qualifi kationsphase wird auf 
Antrag der Mittlere Schulabschluss (Fachoberschul-
reife) zuerkannt. Die Abschlüsse können auch dann 
zuerkannt werden, wenn sie bereits früher an anderen 
Einrichtungen erworben wurden.“

8.  In §  1 Absatz  3, §  5 Absatz  3 Satz  1, §  6 Absatz  1 
Satz 1, § 11 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1, der 
Überschrift zum 2. Unterabschnitt des 3. Abschnittes, 
§ 25 Satz 1 und § 34 Absatz 4 Satz 1 wird jeweils das 
Wort „mittleren“ durch das Wort „Mittleren“ ersetzt.

Artikel 6
Änderung der Ausbildungsordnung 

sonderpädagogische Förderung

Auf Grund des §  10 Absatz  6, §  19 Absatz  8, §  52 Ab-
satz  1 Satz  2 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102), von denen § 52 Absatz 1 Satz 2 
zuletzt durch Artikel  1 Nummer  14 des Gesetzes vom 
29.  Mai 2020 (GV. NRW. S.  358) geändert und §  19 Ab-
satz 8 durch Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe e des Geset-
zes vom 5. November 2013 (GV. NRW. S. 618) neu gefasst 
worden ist, verordnet das Ministerium für Schule und 
Bildung mit Zustimmung des für Schulen zuständigen 
Ausschusses:

Die Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung 
vom 29. April 2005 (GV. NRW. S.  538, ber. S.  625), die 
 zuletzt durch Verordnung vom 1. Juli 2016 (GV. NRW. 
S. 628) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In der Überschrift werden die Wörter „Schule für 
Kranke“ durch das Wort „Klinikschule“ ersetzt.

2.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zum Dritten Teil wird wie folgt ge-
fasst:

  „Dritter Teil
  Klinikschule“.

 b)  In der Angabe zu § 47 werden die Wörter „Schule 
für Kranke“ durch das Wort „Klinikschule“ er-
setzt.

3.  In § 2 Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „Schu-
len für Kranke“ durch das Wort „Klinikschulen“ er-
setzt.

4.  In § 29 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Ersten Schulabschluss“ 
ersetzt.

5.  In §  35 Absatz  3 Satz  1 werden die Wörter „Haupt-
schulabschluss (nach Klasse 9)“ durch die Wörter 
„Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

6.  In §  36 Absatz  2 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Ersten Schulabschluss“ 
ersetzt.

7.  In der Überschrift des Dritten Teils, der Überschrift 
zu § 47 und in § 47 Absatz 1 bis 4 werden jeweils die 
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Wörter „Schule für Kranke“ durch das Wort „Klinik-
schule“ ersetzt.

Artikel 7
Änderung der Verordnung über die Externenprüfung 

zum Erwerb der Abschlüsse der Sekundarstufe I

Auf Grund des §  52 Absatz  2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der zuletzt 
durch Artikel  1 Nummer  35 Buchstabe b des Gesetzes 
vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278) geändert worden ist, 
verordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

Die Verordnung über die Externenprüfung zum Erwerb 
der Abschlüsse der Sekundarstufe I vom 22. Oktober 
2007 (GV. NRW. S.  426), die zuletzt durch Artikel  5 der 
Verordnung vom 22. Mai 2019 (GV. NRW. S.  229) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Durch die Externenprüfung wird festgestellt, ob 
der Bewerberin oder dem Bewerber 

 a)  der Erste Schulabschluss, 

 b)  der Erweiterte Erste Schulabschluss oder 

 c)  der Mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 

 zuerkannt werden kann.“

2.  § 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die Prüfungsanforderungen für den Erwerb des 
Ersten Schulabschlusses orientieren sich an den 
Kernlehrplänen für die Hauptschule. Die Prüfungsan-
forderungen für den Erwerb des Erweiterten Ersten 
Schulabschlusses orientieren sich an den Kompetenz-
erwartungen der Kernlehrpläne für die Hauptschule 
am Ende der Jahrgangsstufe 10. Die Prüfungsanforde-
rungen für den Erwerb des Mittleren Schulabschlus-
ses (Fachoberschulreife) orientieren sich an den Kom-
petenzerwartungen der Kernlehrpläne der Haupt-
schule, Realschule und Gesamtschule am Ende der 
Jahrgangsstufe 10.“

3.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ durch die Wörter „Ersten Schulab-
schlusses“ ersetzt.

 b)  In Absatz  2 Satz  1 werden die Wörter „Haupt-
schulabschlusses nach Klasse 10“ durch die Wörter 
„Erweiterten Ersten Schulabschlusses“ ersetzt.

 c)  In Absatz  3 Satz  1 werden die Wörter „Haupt-
schulabschlusses oder des Hauptschulabschlusses 
nach Klasse 10“ durch die Wörter „Ersten Schul-
abschlusses oder des Erweiterten Ersten Schulab-
schlusses“ ersetzt.

 d)  In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „mittleren“ durch 
das Wort „Mittleren“ ersetzt.

4.  § 11 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Die Bearbeitungsdauer für die Arbeiten zum Er-
werb des Erweiterten Ersten Schulabschlusses und 
zum Erwerb des Mittleren Schulabschlusses (Fach-
oberschulreife) richtet sich nach den Vorgaben des Mi-
nisteriums zum Abschlussverfahren gemäß §§  30ff. 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundar-
stufe I. Für den Ersten Schulabschluss gelten die Vor-
gaben zum Erweiterten Ersten Schulabschluss ent-
sprechend.“

5.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 werden die Wörter „Hauptschulab-
schlusses oder zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses nach Klasse 10“ durch die Wörter „Ers-
ten Schulabschlusses oder zum Erwerb des Erwei-
terten Ersten Schulabschlusses“ ersetzt.

 b)  In Absatz  2 wird das Wort „mittleren“ durch das 
Wort „Mittleren“ ersetzt.

6.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 wird das Wort „Hauptschulabschlus-
ses“ durch die Wörter „Ersten Schulabschlusses“ 
ersetzt.

 b)  In Absatz  2 wird das Wort „mittleren“ durch das 
Wort „Mittleren“ ersetzt.

 c)  In Absatz 3 werden das Wort „mittleren“ durch das 
Wort „Mittleren“ und die Wörter „Hauptschulab-
schluss nach Klasse 10“ durch die Wörter „Erwei-
terte Erste Schulabschluss“ ersetzt.

Artikel 8
Änderung der Externen-Prüfungsordnung Berufskolleg

Auf Grund des §  52 Absatz  2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der zuletzt 
durch Artikel  1 Nummer  35 Buchstabe b des Gesetzes 
vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278) geändert worden ist, 
verordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

In § 1 Nummer 1 und 2 der Externen-Prüfungsordnung 
Berufskolleg vom 26. Mai 1999 (GV. NRW. S. 221), die zu-
letzt durch Artikel  10 der Verordnung vom 1. Mai 2021 
(GV. NRW. S. 449) geändert worden ist, wird jeweils das 
Wort „mittleren“ durch das Wort „Mittleren“ ersetzt.

Artikel 9
Änderung der Verordnung über den Erwerb von 

 Abschlüssen der Sekundarstufe I an Waldorfschulen

Auf Grund des § 52 des Schulgesetzes NRW vom 15. Fe-
bruar 2005 (GV. NRW. S. 102), der zuletzt durch Artikel 1 
Nummer  14 des Gesetzes vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. 
S.  358) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
für Schule und Bildung mit Zustimmung des für Schulen 
zuständigen Ausschusses:

Die Verordnung über den Erwerb von Abschlüssen der 
Sekundarstufe I an Waldorfschulen vom 21. Juni 2008 
(GV. NRW. S. 533), die zuletzt durch Artikel 7 der Verord-
nung vom 1. Mai 2021 (GV. NRW. S. 449) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „Ersten Schulabschluss“ 
ersetzt.

 b)  In Absatz 1 wird das Wort „Hauptschulabschluss“ 
durch die Wörter „Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden die Wörter „Haupt-
schulabschluss nach Klasse 10“ durch die Wörter 
„Erweiterten Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

 b)  In Absatz  1 werden die Wörter „Hauptschulab-
schluss nach Klasse 10“ durch die Wörter „Erwei-
terten Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

3.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift wird das Wort „mittleren“ durch 
das Wort „Mittleren“ ersetzt.

 b)  In Absatz  1 wird das Wort „mittleren“ durch das 
Wort „Mittleren“ ersetzt.

Artikel 10
Änderung der Verordnung über die 

Ausbildung und Prüfung am Oberstufen-Kolleg 
an der Universität Bielefeld

Auf Grund des §  52 Absatz  1 Satz  2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der 
 zuletzt durch Artikel  1 Nummer  14 des Gesetzes vom 
29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358) geändert worden ist, ver-
ordnet das Ministerium für Schule und Bildung mit Zu-
stimmung des für Schulen zuständigen Ausschusses:

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung am 
Oberstufen-Kolleg an der Universität Bielefeld vom 
20. Juni 2002 (GV. NRW. S. 268), die zuletzt durch Arti-
kel 3 der Verordnung vom 17. November 2021 (GV. NRW. 
S. 1239) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 5 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Zur Erfüllung des Versuchsauftrags können dar-
über hinaus entsprechend geeignete Bewerberinnen 
und Bewerber aufgenommen werden, die
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 a)  den Mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
erworben haben,

 b)  an einer deutschen Schule im Ausland oder an ei-
ner ausländischen Schule einen Abschluss erwor-
ben haben, der der in Absatz 1 genannten Berech-
tigung gleichwertig ist, und über ausreichende 
deutsche Sprachkenntnisse verfügen,

 c)  die Externenprüfung zur Erlangung des Mittleren 
Schulabschlusses (Fachoberschulreife) nach der 
Verordnung über die Externenprüfung zum Er-
werb der Abschlüsse der Sekundarstufe I (PO-Ex-
terne-S I) bestanden haben oder

 d)  den Ersten Schulabschluss erworben und eine be-
rufl iche Ausbildung erfolgreich abgeschlossen ha-
ben oder eine mindestens zweijährige Berufstätig-
keit nachweisen können.“

2.  § 17 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

  „(6) Kollegiatinnen und Kollegiaten, die nicht über 
den entsprechenden Abschluss verfügen, erwerben am 
Ende der Eingangsphase den Ersten Erweiterten 
Schulabschluss, wenn die Voraussetzungen gemäß den 
§§  22 Absatz  1, 25 Absatz  1 und 2 der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung Sekundarstufe I vom 2. Novem-
ber 2012 (GV. NRW. S.  488) in der jeweils geltenden 
Fassung erfüllt sind. Der Mittlere Schulabschluss 
(Fachoberschulreife) wird ihnen zuerkannt, wenn sie 
am Ende der Eingangsphase die Versetzungsanforde-
rungen gemäß den §§  22 Absatz  1, 26 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I erfül-
len.“

Artikel 11
Änderung der Verordnung über die Ersatzschulen

Auf Grund des §  104 Absatz  6 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102) verordnet das 
Ministerium für Schule und Bildung:

Die Verordnung über die Ersatzschulen vom 5. März 
2007 (GV. NRW. S.  130), die zuletzt durch Verordnung 
vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 659) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  In § 2 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „mittlere“ durch 
das Wort „Mittlere“ ersetzt.

2.  In § 9 Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „einen dem 
Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschluss“ 
durch die Wörter „den Ersten Schulabschluss“ ersetzt.

Artikel 12
Änderung der Ersatzschulfi nanzierungsverordnung

Auf Grund des §  115 Absatz  1 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102) verordnet das 
Ministerium für Schule und Bildung im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung und dem Ministerium der Finanzen sowie 
mit Zustimmung der für Schulen und für Haushalt und 
für Finanzen zuständigen Ausschüsse:

§  3 Absatz  4 der Ersatzschulfi nanzierungsverordnung 
vom 18. März 2005 (GV. NRW. S. 230, ber. S. 424, S. 635), 
die zuletzt durch Verordnung vom 16. Juni 2021 

(GV. NRW. S. 866) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1.  In Satz  3 wird das Wort „mittlere“ durch das Wort 
„Mittlere“ ersetzt.

2.  In Satz  5 wird das Wort „mittleren“ durch das Wort 
„Mittleren“ ersetzt.

Artikel 13
Änderung der Verordnung über die zur 
Verarbeitung zugelassenen Daten von 

Schülerinnen, Schülern und Eltern

Auf Grund des § 122 Absatz 4 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S.  102), der zuletzt 
durch Artikel  1 Nummer  37 Buchstabe b des Gesetzes 
vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 358) neu gefasst worden 
ist, verordnet das Ministerium für Schule und Bildung 
mit Zustimmung des für Schulen zuständigen Aus-
schusses:

In Anlage 1 der Verordnung über die zur Verarbeitung 
zugelassenen Daten von Schülerinnen, Schülern und 
 Eltern vom 14. Juni 2007 (GV. NRW. S. 220), die zuletzt 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Dezember 2021 
(GV. NRW. S.  1428) geändert worden ist, wird in Ab-
schnitt A I. Nummer  1.10 das Wort „Muttersprache“ 
durch das Wort „Herkunftssprache“ ersetzt. 

Artikel 14
Änderung der Verordnung über die 

Ausbildung und Prüfung für Fachlehrerinnen und 
Fachlehrer an Förderschulen und in der pädagogischen 

Frühförderung

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S.  310, ber. S.  642) ver-
ordnet das Ministerium für Schule und Bildung im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium der Finanzen und dem 
Ministerium des Innern:

In § 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung für Fachlehrerinnen und Fach-
lehrer an Förderschulen und in der pädagogischen Früh-
förderung vom 25. April 2016 (GV. NRW. S.  216), die 
durch Verordnung vom 5. August 2020 (GV. NRW. S. 736) 
geändert worden ist, wird das Wort „mittleren“ durch 
das Wort „Mittleren“ ersetzt.

Artikel 15
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2022 in Kraft.

Düsseldorf, den 23. März 2022

Die Ministerin für Schule und Bildung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Yvonne  G e b a u e r

– GV. NRW. 2022 S. 405
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